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K 0221/2020 (STK) 
Kleine Anfrage Markus Spielmann (FDP.Die Liberalen, Starrkirch-Wil): Ist das Ergrei-

fen eines Referendums gefährlich für den Staat? (11.11.2020)  

 
Der Regierungsrat wird höflich gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten: 
1. Hat der Regierungsrat im Rahmen der Abstimmung über die Teilrevision des Gesetzes über 

die Kantonspolizei seine eigenen Richtlinien eingehalten, namentlich hat der Regierungs-
rat über seine Kampagne, vertreten durch ein Mitglied des Regierungsrats, vorgängig Be-
schlüsse gefasst, sind seines Erachtens die Grundsätze von Sachlichkeit und Kollegialität 
stets gewahrt worden? 

2. Wenn ja, trägt der Regierungsrat somit das in der Abstimmungskampagne gewählte Vor-
gehen (Interview, Parteiversammlungen, Polizeiwebsite) und die gemachten Aussagen mit, 
trägt er beispielsweise die Aussage mit, dass es den Referendumskomitees mit dem Refe-
rendum in gefährlicher Weise darum gehe, Misstrauen gegen den Staat zu säen oder dass 
Anwaltskreise Täterschutz vor Opferschutz stellen? 

3. Wenn nein, was gedenkt der Regierungsrat zu tun, um seine eigenen Richtlinien in Zu-
kunft einzuhalten? 

4. Hält der Regierungsrat die «Erläuterungen» im Abstimmungsinfo auch bei kritischer Be-
trachtung für sachlich und objektiv sowie für ausgewogen im Verhältnis zum Raum, der 
zwei Referendumskomitees eingeräumt wurde. Gibt es für die Zukunft Verbesserungspo-
tential? 

5. Von wann bis wann beteiligte sich die Kantonspolizei über ihre Website an der Abstim-
mungskampagne und hält der Regierungsrat dies für zulässig? 

 
Begründung 11.11.2020: schriftlich. 
 
Behördenpropaganda durch den Regierungsrat war schon oft ein Thema im Kantonsrat (Klei-
ne Anfrage Wyss Flück K 0187/2010, Interpellation Felix Lang I 0164/2013, Interpellation Conti 
I 0058/2016). Besonders im Nachgang zur Kampagne über die Unternehmenssteuerreform III 
ging ein Aufschrei durch den Kantonsrat (Auftrag Fraktion SP A 0029/2017, Interpellation 
Urech I 0012/2017) in dessen Folge das Thema hätte erledigt sein sollen. Der Regierungsrat 
auferlegte sich selbst Kommunikationsgrundsätze in Wahlen und Abstimmungen.  
Gemäss den eigenen Grundsätzen sind Äusserungen durch Regierungsmitglieder zulässig, 
wenn der Regierungsrat diese vorgängig bewilligt. Dabei ist einerseits dem Grundrecht der 
Abstimmungsfreiheit Rechnung zu tragen und andererseits das Kollegialitätsprinzip zu wah-
ren. Äusserungen durch Mitglieder des Regierungsrates in kantonalen Abstimmungen sind 
zulässig im Rahmen des Kollegialprinzips. Die Kriterien der Sachlichkeit, der Verhältnismäs-
sigkeit und der Transparenz sind einzuhalten. 
Im Rahmen der Abstimmungskampagne zur Teilrevision des Polizeigesetzes hat sich der Re-
gierungsrat wie folgt verhalten: 

• Auf der Website der Kantonspolizei wurde für die Gesetzesrevision geworben (letztmals 
abgerufen am 26.10.2020). 

• In der Abstimmungszeitung wird auf den Seiten 2 und 3 sachlich informiert, während auf 
den Seiten 4, 5 und 7, unterlegt mit Gruselbeispielen, unsachlich für die Kampagne ge-
worben wird. Die Referendumskomitees zusammen erhielten etwas über 3'000 Zeichen 
Raum. 
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• Er sandte ein Mitglied zur kontradiktorischen Teilnahme an drei Parteiveranstaltungen. 

• In einem Zeitungsinterview mit der MZ sagte Frau Regierungsrätin Schaffner unter ande-
rem:  
- «Es geht den Gegnern darum, Misstrauen gegen den Staat und seine Institutionen zu 

schüren. Das erachte ich als gefährlich.». Sie wirft damit zwei breit abgestützten Komi-
tees ein verwerfliches Verhalten vor. 

- Ferner sagte sie: «Wir schaffen eben gerade ein Gesetz, das [automatisierte Fahrzeug-
fahndung] stark einschränkt.». Diese Behauptung lässt sich nicht mit dem Gesetzestext 
in Einklang bringen. 

- Die Argumente der Referendumsvertreter bezeichnete sie als «absurd». 
- Den Widerstand gegen das Gesetz führte sie auf Anwaltskreise zurück. «Diese schätzen 

die präventive Arbeit der Polizei offensichtlich nicht. Täterschutz scheint da wichtiger 
als Opferschutz.». Die Regierungsrätin implizierte somit, dass es «Anwaltskreisen» da-
rum gehe, Opfer hinzunehmen, um Täter zu schützen, man könnte gar implizieren, aus 
pekuniären Interessen. So oder anders diffamiert die Vertreterin der Regierung eine Be-
rufsgruppe, die sich sachlich begründet Sorgen um die Rechtsstaatlichkeit macht. 

- Betreffend verdeckte Vorermittlung sagte Frau Regierungsrätin Schaffner: «Nun geht 
es darum, den Anwendungsbereich auf das Internet auszudehnen» obwohl im Geset-
zestext (§ 36quinquies Abs. 1) diese Einschränkung nicht besteht. 

 
Unterschriften: 1. Markus Spielmann, 2. Urs Unterlerchner, 3. Daniel Probst, Peter Hodel, Mar-
co Lupi, Stefan Nünlist, Mark Winkler, Rémy Wyssmann (8) 


